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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
- Wahlprüfungsangelegenheiten - 


betr. Einspruch des Adam Hofmann, HannMünden, gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19, November 1972 — Az. 32/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Ungenügender Bekanntgabe des Wahlergebnisses in regionalen 
Zeitungen 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 7. Juni 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 


Dr. de With 

Vorsitzender 


Mertes (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 32/72 - des Adam Hofmann, 

HannMünden, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 6. Januar 1973 - eingegangen 
beim Deutschen Bundestag am 8. Januar 1973 - 
hat der Einspruchsführer gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag im Wahl- 
kreis 49 - Göttingen - Einspruch eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor, sowohl die Hessi- 
sche Allgemeine Zeitung, Kassel und Münden, 
als auch das Göttinger Tageblatt in Göttingen 
und Münden hätten als amtliche Bekannt- 
machungsorgane die amtlichen Wahlergebnisse 


ohne Bekanntgabe der Briefwahl-Listenwähler- 
Stimmen veröffentlicht. Auch sei aufgefallen, daß 
die Wahlergebnisse der einzelnen Stimmbezirke 
unterblieben seien, was ja auch nicht ganz in 
Ordnung zu sein scheine. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch offensichtlich unbegründet. 

Gemäß § 76 Abs. 1 in Verbindung mit § 85 Bundes- 
wahlordnung (BWO) hat der Kreiswahlleiter die in 
§ 73 Abs. 2 BWO bezeichneten Angaben und den 
Namen des gewählten Wahlkreisbewerbers bekannt- 
zugeben. Nach § 73 Abs. 2 BWO ist der Kreiswahl- j 
leiter nicht verpflichtet, das Briefwahlergebnis zu ! 
veröffentlichen; dasselbe gilt für die Wahlergebnisse 
in den einzelnen Stimmbezirken. Die Bestimmung I 
schreibt lediglich vor, daß bekanntzugeben ist: 

a) die Zahl der Wahlberechtigten, 

b) die Zahl der Wähler, 


c) die Zahlen der gültigen und ungültigen Erststim- 
men, 

d) die Zahlen der gültigen und ungültigen Zweit- 
stimmen, 

e) die Zahlen der für die einzelnen Bewerber abge- 
gebenen gültigen Erststimmen, 

f) die Zahlen der für die einzelnen Landeslisten ab- 
gegebenen gültigen Zweitstimmen. 

Da somit ein Verstoß gegen Wahlrechtsbestimmun- 
gen nicht vorliegt, war der Einspruch gemäß § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage beige- 
fügt ist, unter den dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht erho- 
ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
— beim Bundesverfassungsgericht ein- 
gegangen sein. 
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